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Divergierende Entwidclung unter günstiger Tendenz

I st eine gute Konjunktur etwas 
Strafwürdiges? Diese Frage legt 

man sich unwillkürlidi bei der Lek­
türe der zahlreidien „überhitzten" 
Kommentare zur W irtschaftslage 
der Konsumgüterindustrie vor. Ge­
wiß: 1960 w ar für die Konsumgüter­
industrie ein Jah r des wirtschaft­
lichen Erfolges. Endlich einmal wie­
der, denn man hatte, gerade in 
den „klassischen" Bereichen, über 
m ehrere Jahre hinweg die Lasten 
des Käufermarktes auszuhalten ge­
habt, und das bei ständig wachsen­
dem Kostendru(3c von der Lohnseite 
her. Die Konsumgüterhersteller ver­
schafften sich daher auf der Erlös­
seite etwas Luft, als es die zwar 
aufnahmefähigere, aber noch kei­
neswegs in die Situation des V er­
käuferm arktes umschlageiide Nach­
frage gestattete. W eitgehend han­
delte es sich hierbei um das Auf­
holen der Preiszugeständnisse von 
1958/59.

H ie Streuungsbreite des W achstums

Von einer besorgniserregenden 
Überhitzung kann  jedoch keine 
Rede sein. 1960 belief sich das 
durchschnittliche Wachstum der In­
dustrie gegenüber dem V orjahr auf
10,4 "/o; dabei machte die Produk­
tionssteigerung bei den Brauereien 
5 “/o, bei der Ernährungsindustrie, 
der Lederverarbeitung, der Textil­
industrie, der Feinkeramik, der 
Schuhindustrie und der Beklei­
dungsindustrie 6 bis 7 “/o und bei 
der Holzverarbeitung 9 “/o aus. Mit 
einem Zuwachs von ca. 11 Vo hatte 
die Herstellung von M usikinstru­
menten, Spiel- und Schmuckwaren 
den Gesamtclurchschnitt knapp 
überschritten, während die Hohl­
glasindustrie, die zu etwa einem 
Drittel ihrer Produktion Gebrauchs­
güter herstellende elektrotechni­
sche Industrie und die EBM- 
Industrie W achstumsraten von 14 
bis 16“/o aufwiesen. Sonderkonjunk­
turen  w aren bei der Papierverar­
beitung (19*/o) und, strukturell be­
dingt, bei der Kunststoffverarbei­
tung (25 Vo) zu verzeichnen, wenn 
man von dem Fahrzeugbau (21 Vo)

einmal absieht, den die Statistik 
den Investitionsgüterindustrien zu- 
ordnet.

Andererseits ist im Jahre 1960 
das Produktionsvolimien der Leder­
erzeugung um 10 “/o und das der 
Tabakverarbeitung um 5 Vo des im 
V orjahr erreichten Umfangs zusam­
mengeschrumpft. Die meisten V er­
brauchsgüterindustriezweigehinken 
also mit beachtlichem A bstand hin­
ter den konjunkturellen Spitzen­
reitern nach, wobei die V ariations­
breite der konsum güterindustriellen 
W achstumsraten einen Fächer von 
—10 "/o bis -1-25 ®/o umgreift.

Verbrauchernachfrage ' 
nicht ohne F ragezeichen

Für die Verbrauchsgüterkonjunk­
tur des Jahres 1961 sind die Auspi­
zien günstig, wenngleich kaum da­
mit gerechnet w erden kann, daß die 
zwar der allgemeinen Konjunktur 
mit Abstand nachfolgenden, für die 
konsumnahen Bereiche jedoch ver­
gleichsweise hohen Zuwachsraten 
w ieder erreicht werden. Vor allem 
zeichnet sich jetzt schon eine grö­
ßere Differenzierung der Branchen­
entwicklungen ab. Die Auftrags­
bücher sichern zur Zeit noch eine 
Beschäftigung für zwei Monate, in 
Ausnahmefällen bis zu v ier Mo­
naten.

Die Verbrauchernachfrage der pri­
vaten H aushalte ist 1960 um 9,7 "/o 
auf 158 Mrd. DM gewachsen und 
weist einen w eiter nach oben ge­
richteten Trend auf. Der Arbeits­
m arkt ist weitgehend erschöpft, und 
man darf, die Zuwanderung aus der 
Ostzone einbezogen, allenfalls mit 
einer Zunahme der gesamten Be­
schäftigten von */2 bis 1 Vo rechnen. 
Jedoch ist von der Einkommens­
seite eine neue, wenn auch das Aus­
maß von 1960 nicht erreichende 
Kaufkraftzunahme zu erwarten. In 
vielen Bereichen sind die Tarife ge­
kündigt, und die von den Gewerk­
schaften propagierte und prak ti­
zierte expansive Lohnpolitik hat 
die A rbeitnehmerforderungen bis zu 
15 Vo hinaufgeschraubt. Die 8 ®/oige 
Gehaltserhöhung für 1,3 Mill. Be­

amte kommt im laufenden Jahr 
zum Tragen, und die Erhöhung der 
Pensionen und der Leistungen aus 
der Renten- und Unfallversicherung 
sowie die zu erw artende Ausdeh­
nung des Kindergeldes auf das 
zweite Kind lassen auf einen zu­
sätzlichen Kaufkraftzufluß von 
2 Mrd. DM schließen.

Auch an der anhaltenden Kon­
sumbereitschaft der Verbraucher ist 
nicht zu zweifeln. Die Sparquote 
ist mit 8 bis 9 “/o des Einkommens 
in den letzten Jahren  konstant ge­
blieben, und der Trend zu weiteren 
A rbeitszeitverkürzungen verleiht, 
dank der zusätzlichen Freizeit mit 
neuen Konsummöglichkeiten, dem 
Verbrauch neue Impulse. A ller­
dings wird im Zeitalter der Putz-, 
Wohn-, Reise- und Hobbywellen die 
Verbrauchernachfrage anspruchs­
voller und verästelter. Gewichtige 
Umschichtungen der Verbrauchs­
struktur vom kurzlebigen V er­
brauchs* zum langlebigen Ge­
brauchsgut und von der Stapelware 
zum qualitativ  hochwertigen A rtikel 
hin sind im Gange. In Zeiten, als 
die Deckung des Grundbedarfs noch 
im V ordergrund der Verbrauchs­
ausgaben stand, ha t sich die Kon­
sum güterkonjunktur durch eine re­
lative Konstanz ausgezeichnet, und 
die Amplituden der wirtschaftlichen 
W echsellagen nahm en erst nach 
wachsendem Abstand vom V er­
brauch zu. Je tzt stempeln die Käu­
ferlaunen und der Einbruch des 
Modischen in Bereiche, die früher 
noch „fürs Leben" produzierten, den 
Konsumgüterabsatz zu einem Un­
ternehm en mit Glückspielcharakter.

D rohen schon Ü berkapazitä ten  ?
Die Elastizität des Angebots, sich 

auf die dem Umfang nach zuneh­
mende, der Richtung nach zersplit­
ternde Nachfrage einzustellen, ist 
weitgehend unterschätzt worden. 
Konjunkturell bedingte Ungleich­
gewichtigkeiten m it nicht voll be­
friedigten Verbrauchswünschen sind 
Ausnahmen geblieben. Selbst in 
den Branchen, die unter dem Stich­
w ort „Rationalisierung der Haus­
halte" eine strukturell wachsende 
Nachfrage aufweisen, verlängerten 
sich zwar hier und dort die Liefer­
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fristen; das Angebot blieb jedoch 
reidihaltig in Q ualität und Auf­
machung und die Preispolitik — 
wie die letzten Messen zeigten — 
vorsichtig tastend. Gegenüber dem 
konjunkturellen Tiefstand Anfang 
1959 sind die Konsumgüterpreise 
um 8,2 Vo gestiegen; sie liegen im 
Durchschnitt aber immer noch erst 
um 6 Vo über dem Vor-Korea-Stand. 
Wäre die Konsumgüterkonjunktur 
so überhitzt, wie man ihr teilweise 
nachsagt, dann w ürden ihre Preise 
nicht um 33 Punkte hinter dem Ge­
samtdurchschnitt der Industrie her­
hinken, und die Erzeuger wären 
weniger stark dem geradezu neu­
rotischen Variationszwang unter­
worfen, der das derzeitige Konsum­
güterangebot kennzeichnet!

Verbrauchernachfrage, technischer ■ 
Fortschritt, Auslandskonkurrenz und 
vor allem Arbeitskräftem angel ha­
ben auch die Konsumgüterindustrie 
veranlaßt, kräftig zu investieren. 
Diese Investitionen, mit denen 
zwangsläufig eine Erweiterung der 
Kapazitäten verbunden ist, obwohl 
die Rationalisierung im Vorder­
grund steht, beginnen je tzt pro­
duktionsreif zu werden. Sie bergen 
durchaus den Keim einer künftigen 
Überkapazität in ' sich. Die Gefahr, 
daß die Konsumgütermärkte in den 
nächsten Jahren durch den Druck 
des Angebots deroutiert werden, 
ist daher weit größer als die ihrer 
Unterversorgung mit W aren. Die in 
vielen Bereichen sich auflösende 
Pteisbindung, die ins Schwimmen 
geratenen Vertriebswege und ab­
satzhemmende exogene Faktoren, 
wie beispielweise der Streit um 
das zweite Programm im Fern­
sehgeschäft, setzen den Akzent

der M arktbeherrschung eindeutig 
auf die Nachfrageseite. Daß die 
Konsumgüterindustrie selbst ihre 
Kapazitäten als ausreichend emp­
findet, zeigt ihre Zurückhaltung 
bei den Investitionsplänen für 1961. 
Nur 25 "/o der befragten Betriebe 
wollen mehr als iln Jahre 1960 in­
vestieren (im Vergleich zu 38 "/o 
im Gesamtdurchschnitt der Indu­
strie), und 34 “/o (gesamte Industrie 
21 ®/o) erwägen sogar eine Drosse­
lung ihrer Investitionsausgaben. 
Ganz überwiegend (69®/o) werden 
die Investitionen zum Zwecke der 
Rationalisierung durchgeführt; Ka­
pazitätserw eiterungen treten dem­
gegenüber zurück (17 Vo). In der 
gesamten Industrie betrug das V er­
hältnis der Rationalisierungsinve­
stitionen zu den Erweiterungsinve­
stitionen 55 :31.

A u f dem  R ücken  
d er  K onsum güterindustrie

Konsumgütermärkte sind kein 
wirtschaftliches Experimentierfeld, 
sondern wollen pfleglich behandelt 
sein. Daß man die in sie einmün­
denden Geld- und Güterströme 
nicht ungestraft w ie W asserhähne 
nach Belieben auf- und zudrehen 
kann, sollte das englische Beispiel 
lehren. Dort haben scharfe all­
gemeine Kreditrestriktionen und 
eine einschneidende Drosselung der 
TeilzahlungsfinanzierungbereitsAb- 
satzstockungen in wichtigen Spar­
ten hervorgerufen, die,, wenn sie 
solch zentrale Märkte, wie den 
Kraftwagenmarkt, stärker erfassen, 
die Gefahr der K ettenreaktion mit 
allen Konsequenzen für die Ge- 
sam tkonjunktur heraufbeschwören.

Es ist das, große M anko der bun­
desdeutschen W irtschaftspolitik, daß

sie wirtschaftliche Vorgänge weit­
gehend am Maßstab der V erbrau­
cherpreise orientiert, dessen Eidi- 
striche zudem von der (Wahl-) Poli­
tik gezogen werden. Die „kompen­
satorische Preispolitik", die der 
Konsumgüterproduktion die Kor­
rektur der politisch sanktionierten 
Preissteigerungen auf anderen Ge­
bieten (Ernährungsgüter, Mieten, 
V erkehrstarife, Dienstleistungen)
zumutet, ist rein  händlerisch ge­
dacht. Sie vernachlässigt in unzu­
lässiger W eise die Besonderheiten 
der Produktion und ihre Kosten­
probleme.

So w ird denn auch die je tzt ver­
fügte DM-Aufwertung in erster 
Linie auf dem Rücken der V er­
brauchsgüterindustrie ausgetragen. 
Die Konsumgüterindustrie muß 
nicht nur auf den Binnenmärkten 
m it zunehmenden Angebotsdruck 
seitens der Auslandskonkurrenz 
rechnen; durch die 5 Voige V erteue­
rung werden wichtige Teile ihres 
Exports von den nach dem Krieg 
mühsam erschlossenen Auslands­
m ärkten abgeschnitten. Schon in 
den letzten Jahren  hat sich die 
Konsumgüterindustrie nur durch 
Preiskonzessionen im Auslands­
geschäft halten können. Der unter 
dem Zeichen der Entwicklungshilfe 
stehende internationale Güteraus­
tausch begünstigt tendenziell das 
Investitionsgut. H ier spielt der Preis 
neben anderen Faktoren, wie tech­
nische Reife, Service, langjährige 
Kreditgewährung, nicht die aus­
schließliche Rolle wie beim Konsum­
gut. Auch ist für die Konsumgüter­
industrie die Konkurrenz der Nie­
drigpreis-Länder auf dritten M ärk­
ten ständig gewachsen. Die Bereit-
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Schaft vieler Länder, ihre Zahlungs- 
bilanzprobleme durdi Diskriminie­
rung der „non essentials" zu lösen, 
nimmt, das zeigt der Fall Jordanien, 
ständig zu, und die von der Ken­
nedy-Regierung propagierte Buy- 
American-Linie tu t ein übriges, den 
deutsdien Verbraudisgüterexport zu 
ersdiweren. Denn wenn audi das 
Hauptgewicht des Konsumgüter­
absatzes aus heimischer Produktion 
auf dem Inlandsm arkt liegt, so si­
chert dodi der Auslandsumsatz, der 
in einzelnen Konsumgütersparten 
Anteile von 40 Vo und m ehr er­
reicht, erst die optimale Ausnutzung 
der Kapazitäten. Das Stutzen der 
Beschäftigungsspitze kann daher die 
Konsumgüterindustrie w ieder in die 
Kostenprogression drücken, ohne

daß die durch die DM-Aufwertung 
subventionierte A uslandskonkur­
renz einen entsprechenden Preis­
ausgleich auf den Binnenmärkten 
erlaubt. Auch diese Konsequenz 
müssen sich die Verfechter einer 
idealen Marktwirtschaft, in der die 
Verbraucherpreise nicht steigen 
dürfen, vor Augen halten.

Das Jah r 1961 wird daher der 
Konsumgüterindustrie besondere 
Anstrengungen zur Erhaltung und 
Steigerung ihres Absatzes abver­
langen. Der größere M arkt der Eu­
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 
der die Möglichkeit einer Speziali­
sierung der Produktion bei ent­
sprechend höheren Auflagen bietet, 
ist je tzt mehr denn je  Chance und 
Aufgabe zugleich. (-ss-)

TEXTILINDUSTRIE erhofft steigende Nadifrage

D a s  Masseneinkommen der w est­
deutschen Bevölkerung ist im Laufe 
des vergangenen Jahres gegenüber 
1959 um reichlich 9®/o gestiegen. 
Etwas stärker nahm der private 
Verbrauch zu, da die Sparquote 
leicht rückläufig war. Entgegen der 
nationalökonomischen Lehre vom 
abnehmenden „Grenzhang zum Kon­
sum" w aren die Verbraucher also 
bei erhöhtem Einkommen nicht 
mehr zu einer überproportionalen 
oder auch nur proportionalen Ver­
größerung ihrer Spartätigkeit be­
reit. Auch der Umsatz des Textil­
einzelhandels konnte 1960 beträcht- 
lid i wachsen, er zog im selben Maße 
wie der Umsatz des gesamten Ein­
zelhandels an, nämlich um 9 ®/o. 
Nach zwei Jahren  Umsatzstagnation 
bzw. eines nur schleppenden Um­
satzwachstums (1958: ±  0, 1959:
+2*/(>) hat das Textilgeschäft am 
Ladentisch (einschließlich V ersand­
handel) also w ieder Anschluß an 
den allgem einen Trend gewinnen 
können.

Prognose;
4 — 50/0 N achfragezuw achs

Aus dieser V orjahreserfahrung 
heraus erwächst die Beurteilung der 
voraussichtlichen Textilkonjunktur 
des laufenden Jahres. Sicher bringt 
auch 1961 eine Erhöhung der Mas­
seneinkommen und dam it eine w ei­
tere Verbrauchsbelebung. In wel­
cher W eise sich die zuwachsende 
Kaufkraft auf die einzelnen Güter­

gruppen verteilen wird, kann heute 
nur verm utet werden. Die Textil­
wirtschaft erw artet aber nicht, daß 
wiederum eine Zunahme des Textil­
verbrauchs von 9®/» oder gar mehr 
eintreten wird. Obwohl die bis vor 
kurzem beinahe stürmische Nach­
frage nach den maßgeblichen „Tex­
tilkonkurrenten" (langlebige Kon­
sumgüter) abgeklungen ist, so daß 
die auf diesem Felde bisher gebun­
dene Kaufkraft teilweise für klas­
sische Konsumgüter frei wird, wäre 
die Erwartung einer W iederholung 
der 1960er S teigerungsrate des 
Textilumsatzes m it dem Endver­
braucher gewagt, wenn nicht unrea­
listisch. Das Verkaufsergebnis dés 
Textilhandels in den beiden ersten 
M onaten dieses Jahres deutet auf 
ein reales Wachstum der Textil- 
nachfrage von etwa 4 bis 5 %  hin. 
Entsprechend den Gesetzen von 
Engel und Schwabe besteht offen­
sichtlich auch eine Gesetzmäßigkeit 
relativ  rückläufiger Verbraucher­
ausgaben für Bekleidung.

K a p a z itä te n  ausreichend  
fü r  höhere N achfrage

Die deutsche Textilindustrie ist 
ohne Schwierigkeit in der Lage, 
auch einer wesentlich erhöhten 
Nachfrage zu entsprechen. Die durch' 
intensivierte Rationalisierung wäh­
rend des vergangenen Jahres (erst­
malig überschritt das Investitions­
volumen für Textilmaschinen 
400 Mill. DM) gestärkten Produk­

tionskapazitäten w arten auf wach­
senden Bedarf. Zur Zeit w ird der 
Auftragsbestand in vielen Sparten 
der Textilindustrie als zu klein, in 
wenigen Sparten als ausreichend, 
in keinem Falle aber als zu hoch 
bezeichnet (Ifo-Test). Angebots- 
Nachfrage-Spannungen sind daher 
nicht zu befürchten.

P rodu ktivitä tsen tw ick lung günstig
Im Rückblick auf die konjunktur­

politische Diskussion der vergan­
genen M onate besteht Anlaß, die 
wesentlich stärkere Erhöhung des 
Produktionsausstoßes als der Ar­
beiterstunden- und Beschäftigten­
zahl in der Textilindustrie während 
des vergangenen Jahres zu betonen. 
Der Produktionsindex Textil stieg 
von 1959 auf 1960 um 6,4“/», w äh­
rend die Zahl der A rbeiterstunden 
nur um 1,4 Vo, die Zahl der Beschäf­
tigten nur um 3,1 “/o Zunahmen. Die 
deutlich differierende Entwicklung 
dieser Größen ist ein klares Zeichen 
für die A ngebotselastizität der Tex­
tilindustrie. Das Abbröckeln des 
Auftragseingangs seit der Jahres­
mitte 1960 infolge des spürbaren 
Bestrebens des Textilhandels zum 
Lagerabbau bew eist das V ertrauen 
der Abnehmer in die langfristige 
Lieferfähigkeit der Textilindustrie. 
Es besteht kein Grund zu der Sorge, 
daß es der Textilindustrie in ab­
sehbarer Zeit unmöglich sein könnte, 
einer möglichen erhöhten M assen­
kaufkraft mit einem ausreichenden 
Angebot begegnen zu können.

Steigende Im porte  , . .
Außer den eigenen Kapazitäts­

reserven sorgen auch die leider von 
Jah r zu Jah r steigenden Importe 
textiler Halb- und Fertigwaren 
(Garne, Gewebe, Enderzeugnisse) 
dafür, daß keine Angebotslücken 
auftreten. Im Gegensatz zur allge­
meinen Entwicklung des deutschen 
Außenhandels zeigt die Außen­
handelsbilanz Textil perm anent zu­
nehmende Passivsalden (ohne Be­
rücksichtigung der Rohstoffe). Im 
Jahre 1960 betrug der Einfuhrüber­
schuß 831 Mill. DM. Zu Beginn des 
laufenden Jahres setzte sich der 
Trend wachsender Einfuhren fort.

Es kommt also nicht darauf an, 
den Binnenmarkt aus K o n j u n k ­
t u r  gründen durch irgendwelche 
mehr oder weniger künstliche Ma­
nipulationen zusätzlichen Einfuhren
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ZU öffnen. Wichtiger ist vielmehr 
aus wohlerwogenen S t r u k t u r -  
gründen, den Binnenmarkt vor jeg- 
lidien wettbewerbsverfälschenden 
und wettbewerbsverzerrenden Prak­
tiken des Auslands abzuschirmen. Es 
ist auch dafür Sorge zu tragen, daß 
nidit aus falsch verstandener Ent­
widdungshilfe heraus dem Billig­
preisangebot Tür und Tor geöffnet 
wird. Heftige M arktstörungen und 
Struktureinbrüdie müßten die un- 
ausbleiblidie Folge sein, wenn die 
Bundesrepublik im Alleingang den 
Grundsatz völlig unbesdiränkter 
Einfuhr verw irklidien wollte. Man 
soll sich zwar der Industrialisierung 
der Entwidilungsländer — audi bei 
Textilien— nicht entgegenstemmeh, 
dodi ist es sinnvoll, daß dieEntwidc- 
lungsländer Güter, an denen sie 
selbst Mangel leiden, prim är dem 
Konsum der eigenen Bevölkerung 
zuführen, bevor sie sie zu Billig­
preisen auf die W eltm ärkte werfen.

. . .  bremsen einheim ische Expansion
Die deutsche Textilindustrie ist 

so produktions- und angebots­
elastisch, daß sie mit Gelassenheit 
audi einem hoffenlidi eintretenden 
neuen „Konsumstoß" entgegen­
sehen kann. Eine Ausweitung der 
Kapazitäten ist dabei im allgemei­
nen nidit erforderlidi, zumal den 
ständig durchgeführten Rationali­
sierungen immer ein gewisser Ka­
pazitätseffekt innewohnt. Die w er­
dende Industrialisierung der Ent- 
widclungsländer und deren Konse­
quenzen sind eine Bremse der hei­
mischen Expansion.

Da die Textilindustrie auf Grund 
ihrer mittelständisdien Struktur im 
wesentlidien nidit emissionsfähig 
ist, bleibt sie für ihr Rationalisie­
rungsprogramm in starkem Maße 
auf Finanzierung aus Absdirei- 
hungsmitteln angewiesen. Die un­
genügenden Möglidikeiten der Ab- 
sdireibung engen allerdings die Ra­
tionalisierungsfähigkeit ein und

ersdiw eren es, dem A rbeitskräfte­
mangel durdi substitutiven Ein­
satz m asdiineller Investitionen zu 
steuern.

In tegra tion  verlan gt 
keine K apazitä tsau sice itu n g

Audi im Zusammenhang mit der 
europäisdien Integration hat die 
deutsdie Textilindustrie im ganzen 
keinen Anlaß zur Kapazitätserwei­
terung. Auf Grund der hohen Ka­
pazitäten der Textilindustrie in den 
EW G-Nadibarländem ist der Ein- 
fuhrdrudi von dorther in  den letz­
ten Jahren ständig gewadisen. Die

deutsdie Textil-Außenhandelsbilanz 
ist gegenüber den EWG-Partner- 
staaten passiv. In ihren Export­
beziehungen ist die deutsdie Textil­
industrie stärker EFTA- als EWG- 
orientiert. Sie muß daher um ihre 
Exportdiancen bangen, wenn der 
europäisdie Graben sidi w eitet und 
der vielzitierte Brüdsensdilag nidit 
zustande kommt. Die im übrigen 
Europa spürbaren Konzentrations- 
ersdieinungen auf dem Textilsektor 
werden verm utlidi audi in der Bun­
desrepublik den Trend zur Konzen­
tration verstärken. (Sta.)

BEKLEIDUNG: Rationalisierung ein Kapitalproblem

D ie  Nachfrage nadi Fertigkleidung 
w ird sich audi im Jahre  1961 er- 
höheni Sie w ird aber nadi allen bis­
herigen Erfahrungen n id it im glei- 
dien Umfang wie die Kaufkraft zu­
nehmen.

H öhere P roduktion  
bei sinkendem  A n te il

Im V ergleidi zu 1957 ist 1960 das 
Volkseinkommen ,um 27®/» höher 
gewesen, der Produktionsindex der 
gesamten Industrie um 23 “/o, der­
jenige der Bekleidungsindustrie 
aber nur um 8 */#. H ieraus wird der 
starke W ettbewerb langlebiger Ge- 
braüchsgüter ersicfatlidi, der 1961 
n id it nur anhalten, sondern zuneh­
men wird. N adi den Erfahrungen in 
allen w estlidien Industriestaaten 
verm odite die Bekleidungsindustrie 
zw ar in den letzten zehn Jahren 
auf höhere Produktionsziffern und 
größeren Umsatz verweisen, der 
Anteil der Fertigkleidung an den 
Ausgaben der V erbraudier ist je ­
dodi gesunken. Diese Entwidclung 
hat audi in Deutsdiland eingesetzt. 
Dennodi darf man annehmen, daß 
die Produktion etwa auf dem Stand 
des Jahres 1960 gehalten werden 
kann. N adi der Aufwertung ist es 
jedodi nidit möglidi, voraussdiau-

end sdion etwas über die Höhe der 
zu erw artenden wertmäßigen Um­
sätze zu sagen.

K apasitä tsreserven  gerin g
Der m it hoher W ahrsdieinlidikeit 

zunehmende größere Bedarf an Fer­
tigkleidung dürfte aus einer wadi- 
senden heimisdien Produktion und 
größeren Importen gededit werden 
können. Die Einfuhren werden 
natürlidi als Folge der DM-Aufwer­
tung zunehmen.' Die Kapazitäts­
reserven in den Kleiderfabriken 
sind gering. Die Unternehmer haben 
mit einer starken Fluktuation der 
A rbeitskräfte w ahrsdieinlidi audi 
w eiterhin zu redinen. Als Folge 
der Lohnerhöhung ab 1. September 
1960 ist zwar die Bekleidungsindu­
strie in der Lohnskala w ieder vor- 
gerüdct und hat etwa den Stand 
von 1957 erreidit, die vielen klei­
nen und m ittleren Kleiderfabriken 
sind aber n id it imstande, betrieb- 
lidie Sozialleistungen in einem 
Ausmaß zu gewähren, das selbst in 
M ittelbetrieben anderer Industrie­
zweige sdion fast zur Regel gewor­
den ist.

Es ist trotz dieser Sdiwierigkei­
ten möglidi gewesen, die Zahl der 
Besdiäftigten in der Bekleidungs-
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industrie — w ider Erwarten —  von 
328 000 im Januar auf 342 000 im 
Dezember 1960 zu erhöhen. Die 
großen A rbeitskraftverluste, die 
als Folge der für die Bekleidungs­
industrie krisenhaften Erscheinun­
gen des Jahres 1958 hingenommen 
w erden mußten, konnten m ehr als 
ausgeglichen werden.

Da eine rationelle Bekleidungs­
fertigung auch in kleineren Be­
triebseinheiten bis zu 100 Beschäf­
tigten möglich ist, werden viele Un­
ternehm er auch im laufenden Jahr 
versuchen, ihre Sorgen um Arbeits­
kräfte durch Gründung von Filialen 
zu mindern. W ie weit A rbeitskraft­
reserven in diesem oder jenem 
Teil der Bundesrepublik, die noch 
vorhanden sind, das zulassen, wird 
die Erfahrung lehren.

Rationalisierungsreserven sind in 
der Bekleidungsindustrie sicherlich 
noch bei den zahlreichen kleineren 
und m ittleren Betrieben vorhan­
den — durchschnittliche Betriebs­
größe nach Beschäftigtenzahl etwa 
80 im Vergleich zu 140 in der ge­
samten Industrie —, bei denen ein 
Rationalisierungs-Nachholbedarf im 
Vergleich zu den Mittel- und Groß­
betrieben besteht.

Ungewisse Im portzunahm e

Eine zusätzliche Produktion für 
den heimischen Bedarf ist im kom­
menden Jahr von den Filialbetrie- 
ben zu erwarten, die größere Un­
ternehm en 1960 und 1959 im Aus­
land errichtet haben. Genannt w er­
den solche Betriebe in Österreich, 
Griechenland, Italien, Portugal usw. 
Dabei w ar einmal der Gedanke aus­
schlaggebend, „mit einem Bein im 
EFTA-Raum zu stehen", zum ande­
ren die Überlegung, daß man damit 
einen Teil der Arbeitskräftesorgen 
ausschalten könnte. Es ist zu erwar­
ten, daß die Aufwertung diesem 
Trend Auftrieb geben wird.

Unter diesen Umständen ist nicht 
davon auszugehen, daß eine er­
höhte Nachfrage nur aus Importen 
w ird gedeckt werden können. Das 
hätte schon deshalb Schwierigkei­
ten, weil immer weitere Bereiche 
der Bekleidungsproduktion in den 
Sog der Mode kommen. Sicherlich 
wird der Bedarf im Jahre 1961 zu 
95 V» oder m ehr aus inländischer 
Herstellung befriedigt werden kön­

nen. Die Importe w erden zunehmen, 
doch läßt sich zur Zeit nicht ab­
schätzen, in welchem Umfang.

Da der Preisvorteil durch nied­
rige Löhne bei W aren aus den sog. 
Reis-Standard- bzw. S taatshandels­
ländern im Durchschnitt 40 bis 50 Vo 
beträgt, ist nicht zu erwarten, daß 
hier als Folge der Aufwertung eine 
sehr starke Zunahme der Einfuhren 
eintreten wird. Bei gewissen billi­
gen A rtikeln dürfte die Grenze der 
Aufnahmefähigkeit des deutschen 
M arktes für Fertigkleidung aus O st­
asien usw. erreicht sein.

Auch die Einfuhren aus den euro­
päischen Ländern, vornehmlich aus 
dem EWG-Raum, w erden zuneh­
men. Die Zollvorteile machen sich 
bemerkbar, ebenso die intensive 
Pflege des deutschen M arktes, die 
in manchen Ländern, z. B. Frank­
reich, planmäßig von der Regie­
rung — auch finanziell — unter­
stützt werden.

F reihandel, aber Über­
schwem m ungsschutz erw ünsbhtl
Die Bekleidungsindustrie steht 

handelspolitisch im freihändleri­
schen Lager, weniger aus grund­
sätzlichen Überlegungen, sondern 
weil sie auf möglichst preisw erten 
Einkauf ihrer Vorerzeugnisse gros- 
sen W ert legt. Sie glaubt auch, der 
europäischen Konkurrenz gewach­
sen zu sein. Gegenüber Ländern, 
die mit m anipulierten Löhnen und 
Preisen arbeiten oder durch den 
„Standortvorteil der billigen Hän­
de" ein dem europäischen nicht 
vergleichbares Kostenniveau haben, 
wünscht die Bekleidungsindustrie 
allerdings einen Schutz vor Über­
schwemmung des heimischen M ark­
tes. Da der bisher einigermaßen 
wirksam e Kontingentsschutz nach 
den geltenden GATT-Regeln nach 
und nach beseitigt w erden muß, 
bieten sich die Lösungen an, die 
der sog. Gremse-Ausschuß des Bun­
deswirtschaftsministeriums mit Un­
terstützung der O rganisationen der 
Bekleidungsindustrie erarbeitet hat. 
Sie sehen für W arengruppen in be­
stimmten Preislagen eine Mischung 
zwischen Gewichts- und W ertzöl­
len vor. Dadurch w ird dem „Billig­
preisartikel" der Zugang zum deut­
schen M arkt erschwert, ohne den 
freien W arenaustausch mit den eu­
ropäischen K onkurrenten zu be­
hindern.

V n terkapita lisierun g
erschwert d ie  R a tion a lisieru ng
W ährend sich andere Industrien 

durch die in der N atur des Ferti­
gungsprozesses liegenden größeren 
Rationalisierungsmaßnahmen und 
durch Zugang zum Kapitalmarkt 
gewandelten Verhältnisse, wenn 
auch unter Schmerzen, anzupassen 
verstehen, hat es die weithin unter­
kapitalisierte Bekleidungsindustrie 
insoweit erheblich schwerer. Man­
ches an sich längst erkannte und 
für wünschenswert gehaltene Ratio­
nalisierungsvorhaben läßt sich nicht 
verwirklichen, weil der Unterneh­
m er angesichts der großen Risiken 
gerade der Bekleidungsproduk­
tion davor zurückschreckt, in über­
durchschnittlichem Umfang Fremd­
kapital in Anspruch zu nehmen. 
Eine Steuerpolitik, die im Falle der 
Bekleidungsindustrie der Tatsache 
ih rer Einstufigkeit Rechnung trägt, 
könnte gerade den kleinen und 
m ittleren Unternehm en wünschens­
w erte  Möglichkeiten bieten, er­
kannte Rationalisierungsrückstände 
aufzuholen und zu einer höheren 
Produktivität zu kommen. Die 
Größe dieses Problems und seine 
W eite im Hinblick auf eine aktive 
M ittelstandspolitik ist daran abzu­
messen, daß über ein Drittel der in 
der Bekleidungsindustrie Tätigen 
in Betrieben schaffen, die weniger 
als 100 A rbeitskräfte zählen.

Ob die Entwicklung zum größeren 
M arkt eine betriebliche Konzentra­
tion auslösen oder ob das Schwer­
gewicht auf intereuropäischen Zu­
sammenschlüssen liegen wird, läßt 
sich zur Zeit noch nicht beurteilen. 
Zwar w erden die Zollschranken in­
nerhalb der EWG-Länder niedriger, 
andere, verw altungsm äßige Schran­
ken sind aber geblieben. H ier seien 
das französische Umsatzsteuer­
system (es bringt ' für Fertigklei­
dung außerhalb des Zolls Belastun­
gen einschließlich der Gebühren 
von 25 */» und mehr) und die leider 
noch immer nicht verwirklichte Nie­
derlassungsfreiheit erwähnt. Erst 
wenn die Unternehmerinitiative, 
m indestens im EWG-Raum, nicht 
mehr so viele Verwaltungshürden 
wie heute zu überwinden hat, wird 
sie sich auch auf dem Arbeitsge­
biet der Bekleidungsindustrie — 
und sicherlich erfolgreich — entfal­
ten können. (H.B.)
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ELEKTROTECHNISCHE Gebrauchsgüter
versprechen befriedigendes Geschäft

D ie  Erzeugungs- und Absatz­
bedingungen der elektrotechnischen 
Gebraudisgüter untersdieiden sidi 
in mehrfacher Hinsidit von denen 
der sog. traditionellen Konsum- 
güter. Ein Erzeugnis, für dessen 
Gebraudi tedinisdie Vorgänge dia- 
rakteristisch sind — etwa beim 
Kühlsdirank das Funktionieren des 
Kühlaggregats, während z. B. bei 
einem Kleidungsstück nidits zu 
„funktionieren“ braudit —, ist audi 
in seiner Herstellung entsprechend 
komplizierter, mit einem größeren 
Kapitaleinsatz je  Produkteinheit 
verbunden und deshalb in viel hö­
herem Maße auf Großserien als 
Voraussetzung wirtsdiaftlicher Fer­
tigung angewiesen. Da die elektro- 
tedinisdien Gebrauchsgüter in ge­
ringerem Maße zur Befriedigung 
dringlicher Bedürfnisse erforderlidi 
sind, wädist mit steigendem Real­
einkommen die Nadifrage über- ' 
proportional. Abgesehen von dem 
Einfluß des tedinisdien Fortsdiritts 
wirkt diese Tatsache auf die Wachs­
tumsbedingungen der gesamten 
Elektroindustrien und deren 'Kon­
junkturempfindlichkeit. Schließlich 
sei erwähnt, daß der langlebige 
Charakter der elektrotechnischen 
Gebraudisgüter langfristig zu einer 
Sättigung des M arktes und damit 
zu einer Verlangsamung des rapi­
den Wachstums der letzten Jahre 
führen kann.

Typische W ohlstandsindustrie

Es ist nidit zweifelhaft, daß die 
erheblichen W adistum sraten des 
Realeinkommens die elektrotedi- 
nisdien Konsumgüter in besonde­
rem Maße begünstigt haben. Die 
Ausweitung des M arktes w ar ver­
bunden mit beachtlidien Kosten­
degressionen in der Produktion, die 
den Abnehmern voll zugute kamen. 
1960 lag der Preisindex um rd.
12,4 Vo unter dem Niveau von 1955. 
Die Preissenkungen ersdilossen 
weitere zusätzlidie Verbraucher- 
sdüditen, so daß der Anteil des 
privaten Verbraudis, der für elek- 
trotechnisdie Konsumgüter auf­
gewendet wird, ständig gestiegen 
ist. Er lag 1959 bei knapp 3,9 Vo 
und dürfte 1960 mehr als 4Vo be­
tragen haben. In gleidibleibenden

Preisen gerechnet, würde die Er­
höhung des Anteils nodi größer 
sein. 1960 stieg der private V er­
brauch insgesamt um etwa 10 Vo, 
die Ausgaben für elektrotechnisdie 
Gebrauchsgüter dürften schätzungs­
weise um 15*’/o gestiegen sein. Da 
für 1961 ebenfalls w ieder mit einer 
erheblidien Zunahme der Verbrau- 
diereinkommen zu redinen ist, w er­
den voraussiditlidi audi die Käufe 
von elektrotedinisdien Gebrauchs­
gütern entsprediend, d. h. über­
proportional, zunehmen.

Zahlen über die M arktsättigung, 
d. h. die prozentuale Versorgung 
der H aushalte mit elektrotechni­
schen Gebrauchsgütern, lassen er­
kennen, daß nodi erheblidie Ab­
satzreserven vorhanden sind, die 
allerdings mit einer gewissen Ver­
lagerung der Nachfrage verbunden 
sein werden. So besaßen im Okto­
ber 1960 zwar 93®/o aller Haushal­
tungen ein Rundfunkgerät, aber 
nur 31 ®/o ein Fernsehgerät. Die 
Zahlen für andere Erzeugnisse lau­
ten: Kühlschränke 40 Vo, Staub­
sauger 64 Vo, W aschmasdiinen 29Vo, 
Raumheizgeräte 36 Vo, Mixer und 
Küchenmasdiinen 28 "/o. W enn man 
von Rundfunk- und Fernsehgeräten 
absieht, dürften für das laufende 
Jah r die A ussiditen bei Kühlschrän­
ken, Waschmaschinen und Wäsche­
schleudern volumenmäßig am be­
sten sein, obwohl natürlich nicht 
verkannt werden sollte, daß wegen 
des W ertes des einzelnen Objekts, 
insbesondere bei Waschmaschinen, 
die Absatzmöglichkeiten langfristig 
geringer sein dürften, als die M arkt­
sättigung erw arten läßt. '

N achfrage kann b efr ied ig t w erden
Zur Befriedigung der steigenden 

N adifrage ist die deutsche Elektro­
industrie bisher ohne Schwierig­
keiten in der Lage gewesen. Die 
Produktion im Jahre 1960 wuchs um 
mehr als 20*/o. Die Auftragsein­
gänge lagen im Jahresdurchschnitt 
um 17 Vo über denen von 1959. Es 
ist bem erkenswert, daß die Auf­
tragseingänge auch im 2. Halbjahr 
1960 nur wenig (3—4Vo) über den 
Umsätzen lagen, während im In­
vestitionsgüterbereich der Auftrags­
eingang um 36—61 Vo (3. bzw.

4. Quartal) über den Umsätzen lag. 
In diesen Zahlen kommt ganz deut­
lich zum Ausdruck, daß die gegen­
w ärtige Konjunktur von den In­
vestitionen und nicht vom V er­
brauch getragen wird.

Die Ausfuhr von elektrotechni­
schen Gebrauchsgütern ist 1960 mit
16,6 Vo wesentlich stärker gestiegen 
als die von Investitionsgütern mit 
6 Vo. Sie erreichte rd. 1550 Mill. DM 
und w ar damit mehr als fünfmal so 
hoch wie die Einfuhr von 291 Mill. 
DM. Die Einfuhr bestritt etwa 
6—7“/o der Inlandsversorgung. Diese 
Zahlen lassen erkennen, daß die 
bisherigen Kapazitäts- und W ettbe­
w erbsverhältnisse eine Befriedi­
gung auch rapide wachsender Nach­
frage erlauben.

A ufw ertu ng
beein träch tig t W ettbew erbslage
W ie sich die Situation nach der 

unerw arteten Aufwertung der 
D-Mark entwickeln wird, ist dage­
gen völlig offen. Im 4. Quartal 1960 
wuchsen die Exporte nur um 1,4 Vo 
gegenüber dem entsprechenden Vor­
jahreszeitraum , während die Ein­
fuhren um 43,6 Vo stiegen. Die stän­
dig zunehmenden Kostenbelastim- 
gen von der Lohn- und • Gehalts­
seite (Lohnerhöhungen, Arbeitszeit­
verkürzung, Fluktuation, Anlernen 
ausländischer Arbeitskräfte usw.) 
haben offensichtlich bereits zu einer 
gewissen Beeinträchtigung der 
W ettbewerbsposition der deutschen 
Elektroindustrie geführt. Angesichts 
der scharfen Konkurrenz auf dem 
W eltm arkt ist es mehr als fraglich, 
ob die Exportpreise um den Pro­
zentsatz der Aufwertung erhöht 
werden können. Im Inland haben 
die Einfuhr und die zur Vollausnut­
zung drängenden Kapazitäten bis­
her schon die W eitergabe von 
Kostensteigerungen meist unmög­
lich gemacht. Es ist also mit Sicher­
heit ein doppelter Druck auf die 
Preise und die Erträge zu erwarten.

Solange sich der Einfluß der Auf­
w ertung nicht übersehen läßt, sind 
Mutmaßungen über die Investitions­
absichten der elektrotechnischen 
Gebrauchsgüterindustrie verfrüht. 
Der Unternehmer wird zunächst die 
veränderte W ettbew erbslage seines 
Erzeugnisses im Ausland und im 
Inland abtasten müssen. Die kürz­
lich vom Ifo-Institut veröffentlich­
ten Ergebnisse einer Umfrage über
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die erw artete Änderung der W ett­
bewerbsverhältnisse durch die Er­
richtung des Gemeinsamen M arktes 
wird deshalb weitgehend als über­
holt anzusehen sein, abgesehen von 
dem hohen Anteil derjenigen, die 
die Lage noch nicht übersehen zu 
können glauben.

Hinzu kommt aber auch noch, daß 
die zur Jahresm itte wirksam w er­
dende nächste interne Zollsenkung 
der EFTA-Länder (um insgesamt 
3 0 “/» gegenüber dem 30.6.1960) zu 
einer zusätzlichen Benachteiligung 
des deutschen Exports auf diesen 
M ärkten führen muß.

Gegenüber diesem Problem, des­
sen Ausmaß durch die hohe Export­
quote von rd. 26 Vo, teilweise aber 
bis 45 Vo (Rasierapparate) veran­
schaulicht wird, treten zur Zeit an­
dere Fragen etwas in den H inter­
grund. Der Arbeitskräftemangel ist 
zwar in Teilbereichen unangenehm 
fühlbar geworden; mit einem Zu­

wachs der Beschäftigtenzahl um 
10 Vo im Jahresdurchschnitt, und so­
gar urh 11,8 Vo im 4. Quartal, ist es 
gelungen, für diq Elektroindustrie 
weitere Reserven zu erschließen. 
Die Bruttosumme der Löhne und 
Gehälter stieg allerdings um mehr 
als das Doppelte dieses Satzes. Daß 
gleichzeitig die Produktion je  Be­
schäftigten um 7,9 "/o gesteigert w er­
den konnte, zeigt, in welchem Aus­
maß sich die erheblichen Rationali­
sierungsmaßnahmen der letzten 
Jahre auswirken konnten. Ange­
sichts der vielen Prognosen früherer 
Jahre, daß Produktivitätsgewinne 
kaum noch zu erw arten sein w ür­
den, wollen wir hierzu keine Vor­
hersagen machen. Erwähnt sei je ­
doch, daß der Produktionswert je  
Beschäftigten in der Erzeugung von 
Gebirauchsgütern ganz wesentlich 
Über dem Durchschnitt der gesam­
ten Elektroindustrie liegt, teilweise 
sogar das Doppelte beträgt. (bb)

FERNSEHINDUSTRIE: Überproduktion
und das Zweite Programm bestimmen

I m  Jahre 1960 stieg die Zahl der 
Fernsehteilnehm er im Bundesgebiet 
und W estberlin um 1,259 Mill.j das 
sind nur 1,4 Vo mehr, als die Zu­
nahme im Jahre 1959 betragen hat. 
Diese enttäuschende Entwicklung 
blieb nicht ohne Auswirkungen auf 
die Umsätze der Fernsehgeräte­
hersteller und des Fachhandels.

Ein verh inderter B oom
Dieser W irtschaftszweig hatte im 

V ertrauen auf die Ankündigung 
eines Zweiten Fernsehprogrammes 
zum 1. Januar 1961 über 28 von der 
Bundespost errichteter UHF-Fern- 
sehsender die Produktion auf etwa 
2 bis 2,1 Mill. Fernsehempfänger 
eingerichtet (tatsächliche Produktion 
1960: 2,26 Mill. Geräte), Nun kam 
es aber aus den bekannten Grün­
den zur vorläufigen Verschiebung 
des Zweiten Fernsehprogrammes 
und damit zu einer allgemeinen 
Käuferzurückhaltung bzw., um es 
genauer zu sagen, nicht zu einem 
Boom. Als zweiter negativer Faktor 
kommt die verfrühte, ursprünglich 
für den 1. Mai 1961 term inierte Um­
stellung im Bildformat, denn schon 
ab September des Vorjahres w ur­
den immer mehr neue 59-cm-Fern-

sehgeräte hergestellt, die zwangs­
läufig die bisher den M arkt be­
herrschenden 53-cm-Geräte ent­
werteten! diese w aren augenblick­
lich nicht mehr „modern". Der 
Übergang von der 53-cm- zur 
59-cm-Bildröhre erfolgte aber nicht 
plötzlich, so daß noch bis in den 
Dezember hinein „alte" 53-cm-Ge­
räte hergestellt wurden.

Beide Faktoren zusammen reich­
ten aus, um in Industrie und Han­
del per Jahresbeginn einen Lager­
bestand von ungefähr 350 000 Fern­
sehgeräten anwachsen zu lassen. 
Produktion und Absatz w aren nicht 
mehr im Einklang miteinander; der 
Inlandsabsatz (1,4 Mill.) und der 
Export (rd. 0,55 Mill.) konnten die 
Gesamtproduktion von 2,26 Mill. 
Fernsehempfängern nicht aufneh­
men.

Mit dieser Hypothek belastet 
steht die Fernsehgeräte-W irtschaft 
vor den branchenüblichen flauen 
Frühjahrs- und Sommermonaten. 
Die Aufhebung der Preisbindung 
für die 53-cm-Geräte auf Anord­
nung des Bundeskartellamtes und 
der dadurch ausgelöste Preissturz 
um 170 bis 200 DM dürfte aller­

dings einen Teil der Lagerbestände 
räumen; forcierte Exporte haben 
ebenfalls dazu beigetragen.

F orderung  
nach verrin gerter P roduktion

Angesichts einer solchen Situa­
tion wird allerorten eine drastische 
Produktionsverminderung gefor­
dert. Man schätzt, daß im laufen­
den Jahr in Anbetracht der aus dem 
V orjahr übernommenen Überhänge 
eine Gesamtproduktion von 1,8 bis
1,9 Mill. Fernsehempfänger die 
Höchstgrenze darstellt. Ob aller­
dings die Industrie sich zur gleichen 
Einsicht durchringt und entspre­
chend handelt, ist je tzt — im März 
— noch nicht mit Bestimmtheit er­
kennbar. Im Januar 1961 w ar die 
Produktion mit 197 000 Fernseh­
empfängern nochmals um 27 000 
Stück höher als im Januar 1960.

G ünstigerer V erlau f  
für 1961 erw arte t

Allerdings dürfte das Jah r 1961 
einen günstigeren Verlauf nehmen 
als 1960, als sich zumindest w äh­
rend neun M onate alle W elt auf 
ein glänzendes Geschäft per Jah res­
ende einrichtete, um dann b itter 
enttäuscht zu werden. Diesmal wird 
es vielm ehr tatsächlich ein Zweites 
Fernsehprogramm geben. Es ist 
nach Bekanntwerden des Bundes­
gerichtshof-Urteils vom 28. Februar 
im Bereich des Hessischen Rund­
funks auf den l.M ai, im Bereich 
des Norddeutschen Rundfunks, des 
Senders Freies Berlin und Radio 
Bremen auf den L Juli terminiert. 
Die übrigen Bezirke im Bundes­
gebiet dürften bis zum Herbst fol­
gen, und überdies steht ein Drittes 
Fernsehprogramm später auch noch 
in Aussicht. Das Programmangebot 
w ird also wachsen und damit die 
Anziehungskraft des Fernsehens 
schlechthin. Als w eiteres werbendes 
Moment gilt die Deutsche Rund­
funk-, Femseh- und Phonoausstel- 
lung 1961 in Berlin vom 25. August ' 
bis 3. September. Diese alle zwei 
Jah re  abgehaltene und zuletzt in 
Frankfurt am Main stattgefundene 
große Schau hat sich noch jedesm al 
als ein beträchtlicher W erbefaktor 
erwiesen.

Nun dürfte sich aber die Einstel­
lung des Publikums dem Zweiten 
Fernsehprogramm gegenüber etwas 
gewandelt haben. Die neue Sende­
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folge, monatelang als besondere 
Attraktion gepriesen, hat viel von 
ihrer spontanen Anziehungskraft 
verloren. Die Öffentlichkeit geht 
kühler heran, und der überall zu 
hörende Tenor ist: „Wir wollen uns 
das neue Programm erst einmal 
ansehen."

K artell und Preise  
Das im Frühjahr 1960 von 11, 

später von 12 Herstellerfirmen mit 
einem M arktanteil von 85 “/o bean­
tragte und genehmigte Gesamtum- 
satz-Rabattkartell wird am 30. Juni 
1961 ablaufen. Dieses; Kartell wurde 
mit gewissen Modifikationen von 
den 12 Produzenten erneut ange­
meldet. Es wird sich nach dem
10. Mai, wenn die Einspruchsfrist ab­
läuft, entscheiden, ob die V erlänge­
rung in der beantragten Form mög­
lich ist. Hierbei sind gewisse A us-■

einandersetzungen zwischen dem 
Groß- und Einzelhandel zu erwarten. 
Das neue Kartell soll vom l.J u li  
1961 bis 30. Juni 1962 laufen.

Im Ncfvember des Vorjahres 
sprach man in dieser Branche von 
der Notwendigkeit einer Preiserhö­
hung für Fernsehempfänger als 
Folge steigender Löhne und höhe­
rer Preise für fremdbezogene Ein­
zelteile. Die Marktentwicklung hat 
aber die Produzenten gezwungen, 
dieses Vorhaben aufzugeben und 
sogar die V erluste des de-facto- 
Ausverkaufs der 53-cm-Geräte hin­
zunehmen. Solange der Produk­
tionsüberhang w eiter besteht, müs­
sen preissteigernde Faktoren nach 
dem Gesetz der freien M arktw irt­
schaft wohl oder übel bis auf w ei­
teres vom H ersteller aufgefangen 
werden. (K. Tz.)

MÖBEL: Heute 3 Mrd. Umsatz -  Und morgen?

Ja , wenn es nach den Auguren 
der Meinungsforschung ginge, w ür­
de die deutsche Möbelwirtschaft 
auch 1961 und mindestens in den 
kommenden zwei bis drei Jahren 
genauso gute Geschäfte machen 
wie in den vergangenen „goldenen 
fünfziger Jahren". Ein erheblicher 
Teil der deutschen Verbraucher je ­
denfalls scheint gewillt zu sein, 
auch künftighin so manches runde 
Sümmchen seines frei verfügbaren 
Einkommens in die Anschaffung 
von neuen Möbeln zu investieren.

Kennzeichnend hierfür sind die 
Antworten auf zwei Fragen, die das 
EMNID-Institut unlängst 2000 Bun­
desbürgern im A lter von 20 bis 
60 Jahren im A ufträge der V er­
bände der Möbelwirtschaft stellte.

Frage 1:
Welcher Mann macht bei Nachbarn 
und Bekannten den besten Eindruck: 
derjenige mit großer Garderobe, mit 
großem Wagen, mit komfortabler 
Wohnung, mit weiter Urlaubsreise, 
mit Fernsehtrulie?

Frage 2: ■
Was würden Sie wählen, wenn Sie 
ein großes Preisausschreiben gewin­
nen: große Reise, neue Möbel, Auto, 
Bekleidung, Haushaltgeräte oder 
Schmuck?

A uf'd ie  Frage Nr. 1 gaben 24 Vo 
aller Befragten der schönen W oh­
nung den Vorzug, auf die Frage 
Nr. 2 w ählten 29 Vo „neue Möbel" 
aus. Im ersten Fall w aren nur die 
gute Bekleidung (35 Vo) und der 
„große W agen" (33 Vo) noch begeh­
rensw erter als eine schöne W oh­

nung, im zweiten Fall stand nur 
noch die „große Reise" vor der 
neuen Möbeleinrichtung.

Diese Antworten, herausgegriffen 
aus einer Vielzahl w eiterer positi­
ver Ja-Stimmen zum Thema Möbel 
und M öbelkauf - im Rahmen der 
gleichen Untersuchung und viele 
andere Faktoren, deren Ausführung • 
hier zu w eit führen würde, bestäti­
gen das V ertrauen der deutschen 
Möbelindustrie auf eine weitere 
gute V erkaufskonjunktur: solange 
zum mindesten, solange noch in je ­
dem Jahr rund 500 000 W ohnungen 
gebaut werden!

W ohnungsbau  
und M öbelindustrie gehen p a ra lle l

Daß die Frage des sozialen und 
frei finanzierten W ohnungsbaus eng 
mit der Entwicklung der deutschen 
M öbelindustrie nach dem Kriege 
verknüpft war, liegt auf der Hand. 
Die Produktionsziffern des vergan­
genen Jahrzehnts liefern hierfür 
eine Kurve, die für sich selbst 
spricht: 1950 erreichte die Möbel­
industrie der Bundesrepublik einen 
Umsatz von 1 Mrd. DM, 1953 be­
trug der Umsatz bereits 1,3 Mrd. 
DM, 1956 hatte  er mit 2,5 Mrd. DM 
fast das Doppelte erreicht, und bis 
1959 steigerte sich der Umsatz auf 
über 2,7 Mrd. DM.

Und noch immer scheint der Kul­
m inationspunkt nicht erreicht. Ob­
gleich die endgültige Jahresausw er­
tung für 1960 noch nicht vorliegt, 
steht nach dem Teilergebnis der 
ersten drei Quartale bereits jetzt 
fest, daß die Umsatzleistung erneut 
um mindestens 10 Vo gesteigert w er­
den konnte, womit die 3-Mrd.- 
Grenze erreicht oder sogar über­
schritten sein dürfte!

Regelmäßige Liniendienste nach allen Tellen der Welt
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In diesen Umsatz teilen sidi an­
nähernd 10 000 Betriebe — von der 
kleinsten Tisdilerei, mit handw erk­
licher Arbeit bis zur größten, mit 
modernsten M asdiinen ausgestatte­
ten Serienmöbelfabrik. Rund ein 
Drittel des Gesamtumsatzes, etwa 
1 Mrd. DM, entfällt dabei auf 100 
Großbetriebe, die alljährlidi einen 
Produktionswert von 5 bis 50 Mill. 
DM erreidien.

E ine zw eite  E inrichtungswelle?
W ie kann der hohe Möbelabsatz 

auch in den kommenden Jahren ge­
halten werden? Das ist die Kardi­
nalfrage in der deutsdien Möbel­
industrie und natürlidi audi im 
Möbelhandel. Die erste große „Ein­
richtungswelle" nadi dem Kriege 
ist siditbar abgeebbt. Fadileute in 
Kreisen der M öbelwirtsdiaft spre­
dien zwar schön w ieder von einer 
neuen, zweiten Einriditungswelle 
unter den Möbelkäufern, wobei auf 
Grund des immer stärker gewach­
senen Repräsentations- und Gel­
tungsbedürfnisses die in der ersten 
Nachkriegszeit gekauften Möbel 
durch bessere Q ualitäten und mo­
derne Formen ersetzt werden. Aber 
trotz dieser neuen Einriditungsten- 
denz m adien sidi die deutschen 
M öbelindustriellen und Möbelkauf­
leute nichts vor: die Umsätze w er­
den nadi ihrer Meinung in den 
kommenden Jahren nidit in den 
Himmel wadisen, im Gegenteil, man 
würde froh sein, wenn das bisher 
erreidite Umsatzniveau gesichert 
w erden könnte.

W erbung und Export
Das erste Stichwort hierfür heißt; 

Werbung. W erbung und nochmals 
Werbung, um das Erzeugnis Möbel 
unter der Bevölkerung im Gespräch 
zu halten, auf gleidier Ebene mit 
den bekannten anderen hodiwerti- 
gen Konsumgütern, und auch dann, 
wenn der W ohnungsbedarf einmal 
mehr oder minder gedeckt sein 
wird. Einzelne Ansätze für eine 
großzügige W erbung auf breiter 
Basis sind bereits erkennbar, z. B. 
in dem seit über einem Jahr durch­
geführten „Möbel-Sdiau-Tag" des 
Möbelfachhandels, einem allmonat­
lichen „Tag der offenen Tür“; ferner 
in einer Plakatwerbung, die alle 
Lieferfahrzeuge der M öbelwirtsdiaft 
umfassen soll unter dem Motto: 
„Macht's Eudi daheim gem ütlidier

m ü neuen Möbeln!". Indes, die alle 
Kreise der Möbelwirtschaft in Indu­
strie und Handel zusammenfassende 
große Gemeinsdiaftswerbung auf 
Bundesebene wird zwar diskutiert, 
steht aber bislang nodi aus.

Das zweite Stichwort lautet: Ex­
port. H inter diesem Stichwort ver­
birgt sich eine nicht geringe Sorge 
der Möbelindustrie. Denn trotz 
ihrer imponierenden Umsatzergeb­
nisse in den vergangenen Jahren, 
die von keinem der übrigen euro­
päischen Länder erreicht werden, 
hat die M öbelindustrie der Bundes­
republik im Gegensatz zu vielen 
anderen deutschen W irtschaftszwei­
gen nodi nidit den Schlüssel gefun­
den, der ihr bedeutende Export­
m ärkte erschließt.

Bis 1958 erreichte der deutsche 
M öbelexport einen Gesamtwert von

86 Mill. DM, und audi 1959 erfuhr 
diese Zahl keine nennensw erte Er­
höhung. Auch für 1960 w erden die 
Ziffern n id it viel anders lauten. 
Mit anderen W orten: nur rund 
3—4"/o der gesamten deutschen 
M öbelproduktion nehm en ihren 
W eg in andere Länder. Hauptab­
nehm er deutscher Möbel sind die 
EWG-Länder Holland, Frankreidi 
und die Belgisch-Luxemburgische 
W irtsdiaftsunion sowie die Schweiz 
und Österreich. Die Exporte nadi 
England, nach den skandinavisdien 
Ländern und nach den USA sind 
bisher nodi recht geringfügig.

Gelingt es, das deutsche Möbel 
auf den A uslandsm ärkten nodi 
attrak tiver zu machen als bisher, 
so kann dies einer der wichtigsten 
Schlüssel für die zukünftige Ge- 

■'schäftsentwicklung sein! (WSG.)

AUTOMOBILINDUSTRIE: Manövrierfähigkeit gefährdet

D ie  Produktions- und Absatz­
zahlen der westdeutschen Auto­
mobilindustrie haben sich in den 
letzten Jahren ständig und in ver­
hältnismäßig raschem Tempo ge­
steigert. Im M ittelpunkt dieser Ent­
wicklung, zu der die anhaltende 
Ausweitung der Auslandsnach­
frage ebenso beigetragen hat wie 
die zügig fortschreitende M otorisie­
rung in der Bundesrepublik selbst, 
stand der Personenkraftwagen.

Mit rund 1,82 Mill. Fahrzeugen 
wurden im vergangenen Jahr ziein- 
lich genau doppelt soviel Personen- 
und Kombinationskraftwagen pro­
duziert wie 1956. Knapp die Hälfte 
dieser Fahrzeuge wurde exportiert. 
Damit wurde die Aufwärtsentwick­
lung der westdeutschen Automobil­
industrie auch im letzten Jah r w ie­
der in annähernd gleichem Maße 
vom Binnenmarkt und der Nach­
fragesituation auf den Exportmärk­
ten bestimmt.

B edeutung d e r  M asseneinkom m en  
fü r den  B innenm arkt

Diese Feststellung ist insofern 
wichtig, als sie verdeutlicht, daß 
eine Steigerung der inländischen 
M assenkaufkraft auf die Produktion 
und den Absatz westdeutscher A uto­
mobile insgesam t nur einen be­
grenzten Einfluß haben kann. Da­
mit soll jedoch nicht geleugnet w er­

den, daß gerade im letzten Jah r die 
Einkommensentwicklung im Inland 
für den Produktionsverlauf in der 
Automobilindustrie an Bedeutung 
gewonnen hat, w ie der gegenüber 
dem V orjahr abgesunkene Export­
anteil deutlich zeigt.

Der Zusammenhang zwischen 
Pkw-Absatz und Masseneinkom­
mensentwicklung ist doppelter Na­
tur. Das wachsende M asseneinkom­
men erschließt der Automöbilindu- 
strie nicht nur langfristige neue 
Käuferschichten, es beschleunigt 
gleichzeitig die Befriedigung des 
M otorisierungsbedürfnisses der po­
tentiellen Automobilkäufer. Die 
Intensität des absatzsteigernden 
Effekts der Einkommensentwick­
lung wird deutlich, wenn man sich 
vergegenwärtigt, daß die Zahl der 
von Lohn- und Gehaltsempfängern 
erworbenen fabrikneuen und ge­
brauchten Personenkraftwagen von 
496 000 im Jahre  1957 auf 867 000 
im Jahre 1959 gestiegen ist. Das 
entspricht einer Steigerung, die weit 
über die prozentuale Zunahme der 
Einkommen dieser Käufergruppen 
während dieser Zeit hinausgeht.

Die auch für dieses Jah r zu er­
w artende Aufwärtsentwicklung der 
Löhne und Gehälter in der Bundes­
republik berechtigt daher zweifel­
los zu einem gewissen Optimismus
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3. Ml m

hinsichtlich des weiteren Verlaufs 
des inländisdien Pkw-Absatzes. Dies 
um so mehr, als bisher trotz stei­
gender Einkommen kein nennens­
wertes Absinken der Konsum­
neigung des westdeutschen V er­
brauchers zu beobachten war.

Auswirkungen der A ufw ertung
In die in Kreisen der w estdeut­

schen Automobilindustrie optimi­
stisch beurteilten Absatzerwartun­
gen ist allerdings mit der Aufwer­
tung ein völlig neues Moment hin­
eingetragen worden. Durdi die 
Änderung des Außenwertes der 
D-Mark haben sidi natürlich auch 
die wirtschaftlichen Daten verscho­
ben, an denen sich die Automobil­
industrie bei ihren bisherigen Pro­
duktions- und Absatzplanungen 
orientiert hat. Man fragt sich nun­
mehr mit Recht, in welchem Umfang 
die Expansionskräfte des Binnen­
marktes erhalten bleiben. Sdiließ- 
licii ist ja  das erklärte Ziel der 
jüngsten Entscheidung der Bundes­
regierung, eine Entspannung auf 
dem Arbeitsmarlit herbeizuführen 
und die Konjunktur insgesam t zu 
dämpfen. Das bedeutet mit Sicher­
heit eine Versteifung des W ider­
standes der Unternehmer gegen 
weitere Lohnerhöhungen und damit 
möglidierweise auch ein weniger 
rasches Ansteigen der Neu- und 
Gebrauchtwagenkäufe.

Hinzu kommt die aus der Auf­
wertung erwachsende V erbesse­
rung der Konkurrenzfähigkeit aus­

ländischer Automobile auf dem 
deutschen Markt. W enn auch noch 
keineswegs sicher ist, ob es zu ent­
sprechenden Preisermäßigungen für 
ausländische Fahrzeuge kommt, so 
ist doch damit zu redinen, daß das 
Ausland seinen W ettbewerbsdruck 
verstärken wird, um seinen im ver­
gangenen Jah r auf rund 8®/» abge­
sunkenen Anteil am deutschen Pkw- 
M arkt w ieder zu erhöhen. W ie 
groß die Aufnahmefähigkeit des 
Binnenmarktes für deutsche Per­
sonenkraftwagen sein wird, läßt 
sich unter diesen Umständen weni­
ger denn je Voraussagen. Die außer- 
ordentlidi starke Exportabhängig­
keit der westdeutschen Automobil­
industrie verbietet jede isolierte 
Betrachtung der Entwicklung auf 
dem Binnenmarkt. Es muß daher 
noch auf folgenden Zusammenhang 
hingewiesen werden.

Produktionsvolum en  
u nd K ostendruck

Die hohe Kapitalintensität der 
Automobilproduktion und der da­
mit verbundene hohe Anteil der 
fixen Kosten zwingt die Automobil­
industrie zu einer möglichst weit­
gehenden Ausnutzung der vorhan­
denen Produktionskapazitäten. Für 
die Erhaltung ihrer Konkurrenz­
fähigkeit ist dies eine entscheidende 
Voraussetzung. Bisher w ar der er­
forderliche Beschäftigungsgrad in 
der deutschen Automobilindustrie 
dadurch gewährleistet, daß ein be­
trächtlicher Teil der Produktion ex­

portiert wurde. Sollten nun als 
Folge der DM-Aufwertung und der 
verstärkten  Bemühungen der fran­
zösischen und britischen Automobil­
industrie, durch entsprechende 
Preissenkungen und intensivere 
W erbung ihre verlorengegangenen 
M ärkte wieder zurückzugewinnen, 
im deutsdien Kraftfahrzeugexport 
größere Einbußen auftreten, ohne 
daß der Binnenmarkt hierfür einen 
entsprechenden Ausgleich bietet, so 
w ürde damit die deutsche Auto­
mobilindustrie einem zunehmenden 
Kostendruck ausgesetzt, der auf die 
Dauer eine Anhebung der deut­
schen Kraftfahrzeugpreise unver­
meidlich erscheinen läßt. Dem steht 
jedoch der sicherlich wachsende 
W ettbewerbsdruck des Auslands 
auf dem deutschen M arkt entgegen.

Die W echselkursänderung kann 
daher leicht zu einer Einengung der 
M anövrierfähigkeit der w estdeut­
schen Automobilindustrie führen, 
die durchaus nicht im Interesse der 
Verbraucher liegen würde, zumal 
neue Anstrengungen im Sinne einer 
weiteren Rationalisierung des Fer­
tigungsprozesses und Steigerung 
der Arbeitsproduktivität in vielen 
Fällen nur bei einer Heraufsetzung 
der Produktionszahlen wirtschaft­
lich sein dürften. Diese wie auch 
andere damit zusammenhängende 
Fragen lassen sich jedoch nicht ge­
nerell, sondern nur aus der Lage 
jedes einzelnen Unternehmens her­
aus beantworten. (DK)

Meinungen in den USA

New York, den 8. März 1961

Es ist keine Übertreibung, wenn 
man sagt, daß W ashington, 

also die Regierung Kennedy, wie 
auch New York, also die am erikani­
sche Finanzwelt, durch die Aufwer­
tung der Deutschen M ark überrascht 
worden sind.
Überprüfung d er in tern a tion a len  

W ährungsrelationen
Allerdings hatten sich manche 

amerikanische Kreise die Entwick­
lung der deutschen W irtschaft und 
ihrer Konkurrenzkraft im Ausland

etwas anders vorgestellt. New 
Yorker Finanzkreise haben seit v ie­
len M onaten eine Tendenz gezeigt, 
einer Abwertung des Dollar das 
W ort zu reden —• und haben dabei 
nicht zuletzt an die deutsche Kon­
kurrenz auf gemeinsamen dritten 
M ärkten gedacht. Es w ar nicht oft 
eine offene Empfehlung zur Dollar- 
Abwertung in W all Street zu hören. 
Man sprach vielmehr von der Not­
wendigkeit, die internationalen 
W ährungsrelationen allgemein zu 
überprüfen und dabei auch das Ver­

hältnis zwischen dem Dollar und 
den W ährungen anderer Industrie­
länder mit großen Exportinteressen 
zu berichtigen. Man hat jedoch der­
artige Empfehlungen nicht sehr 
nachdrücklich vorgebracht, teils weil 
man sich nicht traute, den Prestige­
verlust in Kauf zu nehmen, den nun 
einmal jede Abwertung mit sich 
bringt, teils weil Exportieren in den 
USA noch immer nicht so groß ge­
schrieben wird wie bei ihren euro­
päischen Konkurrenten und nicht 
so sehr eine Lebensfrage ist. W enn 
nunmehr die Entscheidung in 
Deutschland getroffen wurde, durch
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